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Justizbarometer 2026 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am 04.06.2026 hat die Europäische Kommission die vierzehnte Ausgabe des EU-Justizbaro-
meters veröffentlicht1, einen Jahresbericht mit vergleichenden Daten über die Effizienz, Qua-
lität und Unabhängigkeit der Justizsysteme zwischen den EU-Mitgliedstaaten. 
 
Bei den folgenden Tabellen fehlen Daten aus Deutschland: 
 

- Figure 4 Estimated time needed to resolve civil, commercial, administrative and other 
cases in 2014, 2022 – 2024) 

 
- Figure 12 Number of pending civil, commercial, administrative and other cases in 2014, 

2022 – 2024  
 

- Figure 20 Money laundering: average length of court cases in 2014 and 2022 – 2024  
 

- Figure 21 Corruption (bribery): average length of court cases from 2021 – 2024  
 

Bei den Gehältern von Richterinnen und Richtern sowie Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälten fällt auf, dass Deutschland im europäischen Gehalt weiterhin ganz unten liegt. 
In manchen Ländern liegt bereits das Einstiegsgehalt über dem Endgehalt hoher deutscher 
Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälten.2 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8158 mit Schreiben vom 10. Juli 2026  
namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 

 
1 https://commission.europa.eu/document/download/d1367f58-9eed-4ebd-8eb3-
68646b7c7ddc_en?filename=2026_eu_justice_scoreboard.PDF 
2 Figure 35 Ratio of annual salaries of judges and prosecutors to annual average gross salary in the 

country in 2024. 
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1. Was sind die Gründe, nach Auffassung der Landesregierung, dafür, dass bei so 
wichtigen Statistiken wie der Verfahrensdauer und anhängiger Verfahren keine 
Zahlen aus Deutschland vorliegen? 

 
Das EU-Justizbarometer 2026 enthält Zahlen aus Deutschland zur Verfahrensdauer von strei-
tigen Zivil- und Handelssachen in den Abbildungen 5 und 6 sowie von Verwaltungsstreitsachen 
in den Abbildungen 7 und 8. Ferner gibt Abbildung 13 die Zahl anhängiger Verfahren in strei-
tigen Zivil- und Handelssachen und Abbildung 14 in Verwaltungsstreitsachen wieder. 
 
Dass die Abbildung 4 zur Verfahrensdauer und die Abbildung 12 zur Zahl anhängiger Verfah-
ren keine Daten betreffend alle Rechtssachen außer Strafsachen für Deutschland enthalten, 
hat seinen Ursprung in der Methodik der Datenerhebung.  
 
Beide Abbildungen enthalten keine Angaben zu Deutschland, weil es diese Daten in der von 
CEPEJ (Commission européenne pour l’efficacité de la justice des Europarates, sie erhebt die 
Daten im Auftrag der EU-Kommission in den Mitgliedstaaten) gewünschten Aufschlüsselung 
in den der Abfrage zugrunde liegenden Justizgeschäftsstatistiken nicht gibt.  
 
Der Fragebogen von CEPEJ unterteilt sich hinsichtlich der Geschäftsentwicklung und der Ver-
fahrensdauer in eine Vielzahl an Unterkategorien. Nach der Methodik des Fragebogens kann 
nur dann ein Gesamtergebnis für „alle Rechtssachen außer Strafsachen“ ermittelt werden, 
wenn sämtliche einzelnen Unterkategorien befüllt wurden. Sobald zu mindestens einer Unter-
kategorie keine Daten vorliegen (was in Deutschland beispielsweise bei der Zahl erledigter 
nicht-streitiger Grundbucheintragungen der Fall ist, denn hierzu werden nur die Eingangszah-
len angegeben), muss die Angabe für die Gesamtkategorie „alle Rechtssachen außer Straf-
sachen“ „not available“ (NA) lauten. Daher liegen z.B. für die streitigen Zivilsachen und die 
Verwaltungssachen Daten aus Deutschland vor, zu der Gesamtkategorie aller Rechtssachen 
außer Strafsachen insgesamt aber nicht. 
 
Die Daten zu den Abbildungen 20 und 21 stammen laut der Tabellenüberschriften aus einem 
Länderfragebogen: „In cooperation with Member States an updated questionnaire was used 
to collect data“. Soweit auch in diesen Fällen die Justizgeschäftsstatistiken als Quelle heran-
gezogen wurden, gilt, dass in dem Statistischen Bericht „Strafgerichte“ des Statistischen Bun-
desamts hinsichtlich der Verfahrensdauer nicht nach einzelnen Verfahrensgegenständen dif-
ferenziert wird, so dass sich daraus keine Daten zur Dauer der Verfahren wegen Geldwäsche 
oder Korruption entnehmen lassen. 
 
 
2. Lagen bei den o.g. Tabellen 4, 12, 20 und 21 Zahlen aus Nordrhein-Westfalen vor? 
 
Die Daten für die Tabellen 4, 12, 20 und 21 wurden für ganz Deutschland mitgeteilt und stam-
men aus den Justizgeschäftsstatistiken, die einmal jährlich durch das Statistische Bundesamt 
herausgegeben werden und auch Zahlen aus Nordrhein-Westfalen enthalten.  
 
 
3. Wenn ja, wie hoch sind diese Zahlen? 
 
Die für die Tabellen 4, 12, 20 und 21 relevanten Zahlen werden vom Bundesamt für Justiz 
(BfJ) bzw. der EU-Kommission – wie in den Antworten zu Fragen 1. und 2.  dargestellt – aus 
der Justizgeschäftsstatistik ermittelt. Es handelt sich hierbei um Gesamtzahlen für den Bund. 
Zahlen für Nordrhein-Westfalen werden hierbei nicht singulär ausgewiesen. 
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4. Wurden diese Zahlen im Rahmen der Erstellung des Justizbarometers mitgeteilt? 
 
Spezifische Zahlen aus Nordrhein-Westfalen wurden im Rahmen der Erstellung des Justizba-
rometers nicht mitgeteilt, sondern das Bundesamt für Justiz (BfJ) übermittelt die Bundesdaten 
zur Geschäftsentwicklung bei den Gerichten und zur Verfahrensdauer an die CEPEJ, welche 
die Daten wiederum im Rahmen eines Dienstleistungsauftrags der EU-Kommission zur Verfü-
gung stellt.  
 
 
5. Welche Pläne bestehen, um die Gehälter von Richtern und Staatsanwälten in  

Nordrhein-Westfalen an das europäische Niveau anzupassen? 
 
Das Justizbarometer 2026 der Europäischen Kommission zeigt erneut, dass Deutschland bei 
der staatlichen Mittelverwendung für die Justiz einen Spitzenplatz in der Europäischen Union 
einnimmt und bei den Justizausgaben pro Einwohner nach dem Stadtstaat Luxemburg an 
zweiter Stelle liegt. Dies schließt die Besoldung der deutschen Richterinnen, Richter, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte ein. 
 
Für den richterlichen und staatsanwaltlichen Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen ist 
zudem geplant, die Besoldung rückwirkend zum 1. April 2026 um 3,36 % und sodann zum 1. 
März 2027 um weitere 2 % sowie zum 1. Januar 2028 um ein weiteres Prozent anzuheben. 
Die Einstiegsbesoldung einer Assessorin bzw. eines Assessors ohne Berufserfahrung wird 
dann rund 66.000 Euro brutto pro Jahr betragen. Unter Berücksichtigung der von Richterinnen, 
Richtern, Staatsanwältinnen und Staatsanwälten nicht abzuführenden 
Sozialversicherungsbeiträge entspricht dies einem Brutto-Jahresgehalt von etwa 81.500 Euro 
einer Arbeitnehmerin/eines Arbeitnehmers, also beispielsweise einer angestellten 
Rechtsanwältin/eines angestellten Rechtsanwalts. 
 
Damit liegt die Besoldung der Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in 
Nordrhein-Westfalen unzweifelhaft auf europäischem Niveau. Nichts anderes ergibt sich aus 
dem in der Vorbemerkung der Kleinen Anfrage in Bezug genommenen „Schaubild 35“ des 
Justizbarometers. Allerdings ist der vom „Schaubild 35“ dargestellte Sachverhalt durchaus 
komplex. Gegenstand sind nämlich nicht etwa die Richter- und Staatsanwaltsgehälter in Euro, 
sondern der Anteil dieser Gehälter am jeweiligen nationalen Durchschnittseinkommen. Des-
halb kann dem Schaubild gerade nicht entnommen werden, ob Gehälter in einem Mitgliedstaat 
höher oder niedriger sind als in einem anderen. Es kann lediglich abgelesen werden, ob das 
Verhältnis zwischen dem Richter- oder Staatsanwaltsgehalt einerseits und dem jeweiligen na-
tionalen Durchschnittseinkommen andererseits in einem Mitgliedstaat höher oder niedriger ist 
als in einem anderen. Dieser Vergleich ist aber für eine Bewertung der Gehälter untauglich, 
weil innerhalb der Europäischen Union zum einen die nationalen Durchschnittseinkommen 
nach wie vor sehr weit auseinanderfallen und zum anderen die Strukturen und Besoldungs-
systeme des richterlichen und staatsanwaltlichen Dienstes höchst unterschiedlich ausgestaltet 
sind. So verstößt beispielsweise die Darstellung allein der Bruttoeinkommen in „Schaubild 35“ 
ohne Rücksicht darauf, ob Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte den-
selben Abzügen unterliegen wie der nationale Durchschnittsarbeitnehmer, gegen die Vorga-
ben des Europäischen Gerichtshofs für die Bewertung von Richter- und Staatsanwaltsgehäl-
tern in Europa (Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 25. Februar 2025, verbundene 
Rechtssachen C-146/23 und C-374/23, Rn. 61). 
 
 


